Drucksache Nr. 82 


Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion des Zentrums 


betn: Änderung des Soforthilfegesetzes. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, unverzüglich eine Gesetzesvor- 
lage einzubringen, wonach bei der Soforthilfeabgabe 

1. in angemessener Höhe die wirklichen Wiederherstellungskosten 
berücksichtigt und abgesetzt werden können, nicht bloß Teile 
vom Einheitswert, 

2. Steuerpflichtige freigestellt werden, die 50% und mehr ihres 
vor dem Kriege vorhandenen Vermögens durch Kriegsereignisse 
verloren haben. Die Verluste ihrer Erblasser oder Vermögens- 
übertragsgeber werden im Verhältnis zum übernommenen Ver- 
mögensanteil berücksichtigt. 

3. zerstört gewesene Vermögenswerte bei der Vermögensfeststellung 
außer Betracht bleiben, die der Steuerpflichtige in der Zeit vom 
1. Mai 1945 bis zum 20. 6. 1948 auf eigene Kosten wieder- 
hergestellt hat, wenn und soweit seine Kriegsverluste trotz der 
Wiederherstellung noch mindestens 30% seines Vorkriegsver- 
mögens betragen oder infolge seiner noch verbleibenden Ver- 
luste oder infolge der Aufwendungen für den getätigten oder 
noch erforderlichen Wiederaufbau seine Leistungsfähigkeit ge- 
schwächt ist. 


Bonn, den 30. September 1949 


Frau Wessel Dr. Reismann 

und Fraktion 



